






Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 

(§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 
 

Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme  im Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu 
einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein 
sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind 
anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 
 
1.  Gemeinde Siegsdorf 

 Rathausplatz 1 

 83313 Siegsdorf 

  

  
  

 

  Flächennutzungsplan   
 

      mit (integriertem) Landschaftsplan 
 
 

  Bebauungsplan  Aufstellung Bebauungsplan "Molberting-Süd-Ost" 

 
  mit Grünordnungsplan 
  dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs   ja   nein 
 

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  
 
 

  Sonstige Satzung   

 
 

  Frist für die Stellungnahme (§ 4 BauGB): 06.10.2025 

 
  Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 
 

 
2. Träger öffentlicher Belange 
 

 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Traunstein 

 Bereich Landwirtschaft 

 Schnepfenluckstr. 10 

 83278 Traunstein Tel.: 0861/7098-0 

 

 AZ: AELF-TS-L2.2-4612-40-12-2 

 

2.1  Keine Einwände       Auf eine weitere Beteiligung im Verfahren nach  
                                                         § 3 Abs. 2 BauGB (öffentliche Auslegung) wird verzichtet. 
 

 
2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 

auslösen 
   



2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe 
des Sachstands 

   
 
 
 
2.4  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 

Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder 
Wasserschutzgebietsverordnungen) 

 
  Einwendungen 
 
   
 
 
 
  Rechtsgrundlagen 
 
   
 
 
  Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
   
 
 
2.5  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 

Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 
   
  In der Ausgleichsflächenberechnung ist der erbrachte Ausgleich um 6983 WP höher als 

der nötige Ausgleichsbedarf. Das entspricht bei einer Aufwertung von 6WP einer Fläche 
von 1163m². Im Sinne des sparsamen Umgangs mit der Fläche bitten wir den Überschuss 
in ein Ökokonto zu überführen und somit für anderweitige Baumaßnahmen zu verwenden 
oder die Ausgleichsfläche auf die notwendige Größe zu reduzieren. Zudem ist zu prüfen 
ob aufgrund Vermeidungsmaßnahmen eine Reduktion bis zu 20% möglich ist, hierzu 
siehe Leitfaden Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft 2021 Anlage 2 Tabelle 2.2 
auf Seite 44 und 45. 

   
  In den textlichen Hinweisen sollte auf jeden Fall folgender Passus aufgeführt werden: 
  In der Umgebung des Baugebietes liegen Flächen, die landwirtschaftlich genutzt werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass es auch bei ordnungsgemäßer landwirtschaftlicher 
Nutzung dieser Grundstücke zu Geruchs- und Lärmbelästigungen kommen kann. Von 
den landwirtschaftlichen Flächen ausgehende Immissionen, insbesondere Geruch, Lärm, 
Staub und Erschütterungen sind im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zu dulden. 
Wird auf den Flächen Weidehaltung betrieben, ist von den Weidetieren entsprechend 
Abstand zu halten; Hunde sind an der Leine zu führen. 

 
  Laut Landesentwicklungsprogramm Bayern sollen land- und forstwirtschaftlich genutzte 
  Gebiete erhalten werden. Insbesondere hochwertige Böden sollen nur in dem unbedingt 
  notwendigen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch genommen werden. Die 
  Grünlandzahl im Bereich des Planungsgebietes liegt bei 52 und damit deutlich über dem 
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3. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelun-

gen, die im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Land-

schafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) 

- entfällt - 

4. Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständig-

keit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 

ggf. Rechtsgrundlage 

4.1 Oberflächengewässer/ Überschwemmungssituation 

4.1.1 Starkniederschläge 

Starkniederschläge können flächendeckend überall auftreten. Voraussichtlich 

werden solche Niederschläge aufgrund der Klimaänderung an Häufigkeit und 

Intensität weiter zunehmen.  

Auch im Planungsgebiet können bei sogenannten Sturzfluten flächenhafter 

Abfluss von Wasser und Schlamm sowie Erosionserscheinungen auftreten. 

Dabei ist auch das von außen dem Planungsgebiet zufließende Wasser zu 

beachten. 

Wir empfehlen dringend, diese Gefahr im eigenen Interesse bei der Bauleit-

planung zu berücksichtigen und in eigener Zuständigkeit Vorkehrungen zur 

Schadensreduzierung zu treffen und Schutzmaßnahmen bezüglich Personen-

schäden vorzunehmen.  

Je nach Größe und Lage der neuen Baukörper bzw. Baumaßnahmen kann 

der Abfluss des flächenhaft abfließenden Oberflächenwassers und Schlamms 

gegebenenfalls so verändert werden, dass dies zu nachteiligen Auswirkungen 

auf Ober- bzw. Unterlieger führt. Wir verweisen daher auf §37 WHG. 

Hinweise auf mögliche Gefahren durch wild abfließendes Wasser auf das 

Plangebiet können im „UmweltAtlas Bayern – Karteninhalt Naturgefahren 

(siehe Internet: www.umweltatlas.bayern.de) eingesehen werden. 

4.1.2 Oberflächengewässer 

Westlich des geplanten Vorhabens verläuft der Schmidgraben, ein Gewässer 

III. Ordnung mit Wildbachcharakter. 

Es ist in eigener Zuständigkeit zu prüfen, ob davon eine Überschwemmungs-

gefahr ausgeht. 

Wir weisen darauf hin, dass für Anlagen, die sich im 60m - Bereich von der 

Uferlinie von Gewässern befinden, gegebenenfalls eine wasserrechtliche An-

lagengenehmigung nach Art. 20 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) erfor-

derlich sein kann.  

http://www.umweltatlas.bayern.de/


- 3 - 

 

4.2 Abwasserentsorgung 

Das Abwasser ist im Trennsystem zu erfassen (§55 Abs. 2 WHG). Schmutzwasser 

ist über die zentrale Kanalisation zu entsorgen. 

4.2.1 Schmutzwasser 

Die ausreichende Leistungsfähigkeit der vorhandenen Abwasseranlagen (Ka-

nalisation, Mischwasserbehandlungsanlagen, Kläranlage) sowie das Vorliegen 

der erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen sind in eigener Zustän-

digkeit von der Gemeinde zu überprüfen. 

4.2.2 Niederschlagswasser 

Unverschmutztes oder nur leicht verschmutztes Niederschlagswasser sollte 

möglichst immer vor Ort versickert werden, um Kläranlagen, Kanalnetze und 

Vorfluter zu entlasten. Dazu ist vor weiteren Planungen und 

Verfahrensschritten die Eignung des Untergrundes zur Versickerung nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik zu prüfen bzw. prüfen zu lassen 

(ausreichende Durchlässigkeit des Untergrundes, ausreichender Flurabstand 

des Grundwassers, keine Altlasten oder Auffüllenen mit wassergefährdenden 

Stoffen). 

Im Bereich von Altlastenverdachtsflächen, Altstandorten, Altlasten, 

Auffüllungen mit belastetem Material darf keine Versickerung von 

Niederschlagswasser vorgenommen werden. 

 

Soweit eine ordnungsgemäße dezentrale Versickerung verwirklicht werden 

kann, empfehlen wir folgende Punkte als Hinweise bzw. Festsetzungen in die 

Satzung mit aufzunehmen: 

• Niederschlagswasser ist  auf den jeweiligen Grundstücken zu versickern. 

Dabei ist eine breitflächige Versickerung über eine belebte 

Oberbodenschicht anzustreben. Ist eine breitflächige Versickerung nicht 

möglich, so ist eine linienförmige Versickerung z.B. mittels Mulden-Rigolen 

oder Rigolen zu realisieren.  

Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von 

Niederschlagswasser eine erlaubnisfreie Versickerung  vorliegt.  

Wenn die Voraussetzungen zur Anwendung der 

Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der 

Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 

Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) nicht gegeben sind, 

ist beim Landratsamt eine wasserrechtliche Gestattung mit 

entsprechenden Unterlagen zu beantragen. 

• Um der Versiegelung des Bodens entgegenzuwirken, wird empfohlen, 

befestigte Flächen möglichst durchlässig z. B. mit Schotterrasen, 

Rasengittersteinen o. ä auszuführen. 
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1. Umfang- und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB. 

Bewertung der Bodenfunktionen 

 

Durch das Vorhaben werden die Belange des Schutzgutes Boden berührt. Nach Baugesetz-

buch (BauGB) Anlage 1 ist für die vorhandenen Böden eine Bestandsaufnahme und Bewer-

tung der im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) aufgeführten Bodenfunktionen durchzu-

führen. Bislang wurde der Bodentyp auch noch nicht festgestellt, dies ist dringend zu ergän-

zen. Hierzu kann u.a. die Bodenübersichtskarte Bayern 1 : 25.000 eine Hilfestellung bieten. 

Es handelt sich voraussichtlich um fast ausschließlich Braunerde und Parabraunerde aus 

kiesführendem Lehm (Deckschicht oder Verwitterungslehm) über tiefem Carbonatsandkies 

bis -schluffkies (Schotter). 

Die relevanten Bodenfunktionen nach BBodSchG können über die folgenden Parameter ab-

gedeckt werden: Natürliche Ertragsfähigkeit, Rückhaltevermögen für organische und anor-

ganische Schadstoffe, Wasserrückhaltevermögen bei Niederschlagsereignissen sowie das 

Standortpotential für natürliche Vegetation. Die Bewertung der Bodenfunktionen hat unter 

Nutzung des „Das Schutzgut Boden in der Planung“ (LfU, 2003) zu erfolgen.  

Des Weiteren sind die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Boden gemäß § 1 

Abs. 6 Punkt 7 BauGB zu beschreiben. Im Umweltbericht sind geeignete Maßnahmen zur 

Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut 

Boden aufzuzeigen, die bei der nachfolgenden Ausführungsplanung berücksichtigt werden 

sollen.  

In den vorliegenden Unterlagen zum Vorhaben ist dies bislang nicht geschehen. Eine Bo-

denansprache, eine Bewertung der Bodenfunktionen, eine Prüfung der nachteiligen Verän-

derung der Bodenfunktionen sowie die Darstellung möglicher Kompensationsmaßnahmen ist 

daher nachzuholen.   

 

2.  Vorschlag für Maßnahmen zum Schutzgut Boden  

• Für alle Bodenarbeiten gelten die technischen Regeln DIN 19639 „Bodenschutz bei 

Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit – Verwer-

tung von Bodenmaterial und Baggergut“ sowie die DIN 18915 „Vegetationstechnik im Land-

schaftsbau – Bodenarbeiten“.  

• Baustelleneinrichtungsflächen sowie Lagerflächen innerhalb des Plangebiets sind 

bevorzugt auf bereits versiegelten bzw. verdichteten Flächen einzurichten.  

• Bauflächen, die im Verlauf des Vorhabens vollständig versiegelt werden, sind eben-

falls als Baustelleneinrichtungsfläche heranzuziehen, um somit eine Beeinträchtigung umlie-

gender Böden zu vermeiden bzw. zu minimeren.  

• Mögliche Erschließungswege sind bodenschonend zu befahren (bspw. durch Nut-

zung lastenverteilender Maßnahmen).  
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2. Träger öffentlicher Belange 
 
 
 Name/Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Telefon-Nr.) 

 
 Staatliches Bauamt Traunstein 
 Postfach 12 69 
 83262 Traunstein 
 
2.1  Keine Äußerung  Belange des Staatlichen Bauamtes Traunstein werden nicht berührt. 
 
2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
  BauGB auslösen: 
 
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
 
2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den obengenannten Plan berühren 
  können, mit Angabe des Sachstandes: 
 
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
 



 

 3 

 
 
2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im  
 Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder 
 Wasserschutzgebietsverordnungen) 
 
  Einwendungen 
 
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
 
 
  Rechtsgrundlagen 
 
        
        
        
        
        
        
 
 
  Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
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1 Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung vom 11.06.2024 
1 Erfassung Biotop- und Nutzungstypen vom 04.08.2024 
1 Erfassung Vegetation Ausgleichsfläche vom 03.07.2025 
1 Geotechnischer Bericht vom 21.10.2024 
1 Schalltechnische Untersuchung vom 12.07.2024 
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Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwägung 

nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen) 

 

 ☐      Einwendungen 

 

 

 ☐      Rechtsgrundlagen 
 

 

 ☐       Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 

☒ Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g.  Plan, gegliedert nach 

Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
Grundsätzlich besteht mit der Bebauungsplanänderung Einverständnis. 
 
Um eine Überprüfung bzw. Überarbeitung folgender Punkte wird gebeten: 
 
Die Baugrenze im Bereich der Parzelle 2 folgt im Norden einer spezifischen Baukörperano-
rdnung, die möglicherweise bereits einer konkreten Objektplanung entspricht. Dies sollte 
falls zutreffend in die Begründung eingestellt bzw. näher erörtert werden. 
Ansonsten ist der Versprung der nördlichen Baugrenze weniger nachvollziehbar. 
 
Eine intensivere Gebietseingrünung, insbesondere die Ausweisung eines breiteren Grün-
streifens (derzeit nur 1,5 m) von ca. 3 m sollte entlang der außenbereichszugewandten 
Baugrenzen zur guten Einbindung des Baugebietes in die Landschaft erfolgen. 
 
Festsetzung 1.3 „Balkone“ sollen bis zu einer Tiefe von 2,5 m zugelassen werden. Es darf 
davon ausgegangen werden, dass diese innerhalb der Baugrenze liegen sollen, weil das 
Maß der Unterordnung i.S.d. Bauordnung (max. 1,5 m) überschritten wird. Ansonsten soll-
te eine konkrete Regelung erfolgen. 
 
Es wird im Festsetzungstext auf die Einhaltung Abstandsflächenregelung der BayBO Art. 6 
Abs. 5 Satz 1 BayBO verwiesen. Das wäre für die Nebenanlagen auch sinnvoll, deren 
Wandhöhe im Bebauungsplanentwurf ab OK FFB festgesetzt ist, in Grenznähe aber nach 
BayBO Abs. 7 die mittlere Wandhöhe von 3 m ab OK Gelände (Urgelände) und Länge von 
max. 9 m je Grenze bis max. 15 m auf dem Grundstück insgesamt geregelt wird.  
 
Textvorschlag Dachaufbauten, Dachneigung Quergiebel: 
„Die Dachneigung des Quergiebels muss mindestens gleich der Hauptdachneigung sein 
oder kann bis zu 5 Grad steiler als das Hauptdach ausgeführt werden. 
 
Änderungsvorschlag zur Begründung Punkt 1, letzter Absatz: 
„Das Maß der baulichen Nutzung soll in auf der Siedlungsfläche effektiv sein und bedarfs-
orientierte Wohnungsgrößen, insbesondere auch Mehrgenerationen-Wohnen ermögli-
chen. Dies entspricht einer verdichteten Planung zur Befriedigung der Nachfrage und ist 
daher vernünftigerweise geboten“ 
 





Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der  Bauleitplanung (§ 4 BauGB)

Wichtiger Hinweis:
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rah-
men Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der 
Gemeinde die notwendigen Informationen für eine den gesetzlichen Anforderungen (§ 1 Abs. 7 BauGB) 
entsprechende Abwägung und damit für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaf-
fen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den 
Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde.

1. Gemeinde

 Flächennutzungsplan  mit Landschaftsplan

 Bebauungsplan 

 für das Gebiet 

 mit Grünordnungsplan

 Satzung über vorhabenbezogenen Bebauungsplan

 Sonstige Satzung

 Frist für die Stellungnahme (§ 4 BauGB) 

2. Träger öffentlicher Belange

Name/Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift, E-Mail-Adresse und Tel.-Nr.)

2.1  Keine Äußerung

2.2   Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
auslösen

2.3   Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands

Einwände

Siegsdorf

Molberting Süd-Ost (Neuaufstellung)

Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Traunstein, Salinenstraße 4, 83278
Traunstein, poststelle@adbv-ts.bayern.de, 0861/9872-0

06.10.2025
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Freundliche Grüße 

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 

 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.  










